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Aus anderen sozialistischen Ländern
Anwendung von Zusatzstrafen 
bei Strafen ohne Freiheitsentzug 
in sozialistischen Ländern
HEINZ PLITZ, wiss. Mitarbeiter im Ministerium der Justiz

Zusatzstrafen dienen dem Ziel, die erzieherische Wirksamkeit 
der Hauptstrafe zu erhöhen. Sie bieten ihrer gesetzlichen Aus
gestaltung nach auch die Möglichkeit, differenziert entspre
chend der Art und dem Charakter der Straftat zu reagieren 
und damit der erneuten Straffälligkeit des Täters zielgerich
tet vorzubeugen. Die erzieherische Wirksamkeit der Zusatz
strafen wird auch durch die in einigen sozialistischen Län
dern bestehende Möglichkeit unterstrichen, diese Strafen an
stelle einer im Tatbestand angedrohten Hauptstrafe auszu
sprechen.

Zusatzstrafen sind Bestandteil des Strafensystems des 
StGB aller europäischen sozialistischen Länder, wobei in der 
CSSR und in der VRB nicht zwischen Haupt- und Zusatz
strafen unterschieden wird. Hier kann also jede der Strafen 
gleichberechtigt neben einer anderen Strafe oder unter be
stimmten gesetzlichen Voraussetzungen auch allein als selb
ständige Strafe ausgesprochen werden.

Die Zielstellung, die Voraussetzungen ihres Ausspruchs 
sowie die Ausgestaltung der Zusatzstrafen weisen in den 
sozialistischen Ländern wesentliche Gemeinsamkeiten auf, 
auch wenn ihre Bezeichnung z. T. voneinander abweicht. Sie 
treten neben den Hauptstrafen ohne Freiheitsentzug in der 
Strafpraxis der letzten Jahre stärker in den Vordergrund.1

Als Zusatzstrafen, als selbständige Strafen oder neben 
einer anderen Strafe sowie in Ausnahmefällen anstelle einer 
Hauptstrafe können folgende (hier: zu Vergleichszwecken in 
Gruppen zusammengefaßte) Strafen ausgesprochen werden:

1. Aufenthaltsbeschränkung,
2. Verbot von Tätigkeiten und Entzug von Rechten,
3. Geldstrafe, Einziehung des Vermögens, Einziehung von 

Gegenständen sowie Einziehung des Mehrerlöses,
4. Ausweisung.

Aufenthaltsbeschränkung

Aufenthaltsbeschränkungen können ausgesprochen werden
— als Zusatzstrafen in der UdSSR (Verbannung, Ausweisung 

— Art. 24 GStG2), in der UVR (Ausweisung — § 60 StGB) 
und in der DDR (Aufenthaltsbeschränkung — § 51 StGB),

— als selbständige Strafe oder neben einer anderen Strafe 
in der CSSR (Aufenthaltsverbot — § 57 а StGB) und in der 
VRB (Aufenthaltsverbot, Zwangsansiedlung ohne Frei
heitsentzug — Art. 48 bis 51 StGB); als selbständige Strafe 
in der CSSR jedoch nur dann, wenn dies als Reaktion auf 
die Straftat notwendig und zur Erziehung des Täfers keine 
ändere Strafe erforderlich ist,

— anstelle einer Hauptstrafe in der UVR, wenn im verletz
ten Gesetz keine höhere Freiheitsstrafe als zwei Jahre an
gedroht und anzunehmen ist, daß der Strafzweck allein 
durch diese Strafe zu erreichen ist (§88 StGB).
In der UdSSR ist der Ausspruch der Aufenthaltsbeschrän

kung auch als Hauptstrafe möglich. Das Verbot, sich an be
stimmten Orten aufzuhalten, ist in der SRR keine Strafe, son
dern eine Maßnahme. Einen engen Bezug zu diesen Strafen 
hat die Freiheitsbeschränkung in der VRP (Art. 33 StGB).

Die Notwendigkeit des Ausspruchs dieser Strafe kann ins
besondere dann vorliegen, wenn unter Berücksichtigung der 
Art und Schwere der Straftat, der Persönlichkeit des Täters 
sowie der Vorbeugung seiner erneuten Straffälligkeit das Er
fordernis besteht, ihn von bestimmten Territorien fernzu
halten oder zum Aufenthalt in bestimmten Territorien zu 
verpflichten. In der CSSR ist der Ausspruch auch dann mög
lich, wenn durch die Beschränkung der Freizügigkeit der 
Schutz der Familie, der Sittlichkeit oder des Eigentums gesi
chert werden kann. Strafen dieser Art bieten gleichzeitig die 
Möglichkeit, die Erziehung und Kontrolle des Täters in einer 
anderen Umgebung und in erziehungsfähigen Kollektiven zu 
gewährleisten.

Dem mit dieser Strafe verfolgten Zweck entspricht auch 
ihre Wirkung. In der UdSSR wird der Verurteilte bei der 
Verbannung aus seinem bisherigen Wohnort entfernt und in 
einem festgelegten Ort zwangsweise angesiedelt; gleiches ge
schieht bei der Verwirklichung der Zwangsansiedlung in der

VRB. Mit der Ausweisung (UdSSR und UVR) dagegen wird 
dem Täter verboten, an konkret bezeichneten Orten zu woh
nen. In der CSSR können dem Täter darüber hinaus weitere 
Beschränkungen auferlegt werden, z. B. das Verbot des Ge
nusses alkoholischer Getränke, des Besuchs von Gaststätten 
oder Лее Umgangs mit bestimmten Personen. Der Täter ist 
während der Dauer der Aufenthaltsbeschränkung verpflich
tet, einer gesellschaftlich nützlichen Arbeit nachzugehen. Bei 
Zuweisung eines neuen Aufenthaltsorts haben ihm die zu
ständigen staatlichen Organe Wohnraum und eine geeignete 
Arbeit nachzuweisen. Eine in dringenden Fällen notwendige 
kurzzeitige Unterbrechung der Aufenthaltsbeschränkung be
darf der Genehmigung der die Strafe verwirklichenden Or
gane.

Aufenthaltsbeschränkungen können zeitlich befristet oder 
für eine unbegrenzte Dauer ausgesprochen werden. Der Aus
spruch für eine unbegrenzte Dauer erfolgt nur in Ausnahme
fällen (z. B. § 52 StGB der DDR). Bei den zeitlich befristeten 
Aufenthaltsbeschränkungen beträgt die Obergrenze allge
mein 5 Jahre, in der VRB 3 Jahre. Die Untergrenze liegt zwi
schen 1 Jahr (CSSR, UVR und einige Unionsrepubliken in 
der UdSSR) und 2 Jahren (DDR). Für den Entzug des Rechts 
auf Aufenthalt an einem bestimmten Ort ist im StGB der 
VRB keine Mindestdauer festgelegt.

In der DDR darf die Dauer der zu einer Verurteilung auf 
Bewährung ausgesprochenen Aufenthaltsbeschränkung die 
Bewährungszeit nicht überschreiten. Beträgt die Bewährungs
zeit jedoch weniger als 2 Jahre, ist diese Zusatzstrafe nur bei 
Gefährdung der öffentlichen Ordnung durch asoziales Ver
halten (§ 249 StGB der DDR) zulässig.

Aufenthaltsbeschränkungen gegenüber Jugendlichen sowie 
gegenüber Schwangeren und Müttern mit Kleinstkindern — 
in der VRB auch gegenüber Vätern, die allein für ein min
derjähriges Kind erziehungsberechtigt sind — dürfen nicht 
oder nur mit bestimmten Einschränkungen ausgesprochen 
werden (z. B. Art. 24 Abs. 5 GStG der UdSSR, § 78 StGB der 
CSSR, § 116 StGB der UVR, § 69 Abs. 3 StGB der DDR und 
Art. 48, 50 StGB der VRB).

Zieht der Verurteilte die richtigen Schlußfolgerungen aus 
seiner Bestrafung und verhält er sich gesellschaftsgemäß, kann 
z. B. die Verwirklichung der Aufenthaltsbeschränkung bedingt 
ausgesetzt oder in eine mildere Strafe umgewandelt (UdSSR 
— Art. 44 GStG), ihre Dauer verkürzt (DDR — § 52 StGB), die 
Verwirklichung der Strafe für die Dauer von 3 bis 5 Jahren 
auf Bewährung ausgesetzt (VRB — Art. 66 StGB) oder von 
der Verwirklichung des Strafrests Abstand genommen werden 
(CSSR - § 61 StGB, VRB - Art. 72 StGB).

Strafrechtliche Sanktionen auf Verletzungen der Aufent
haltsbeschränkung sind in der CSSR, der VRB und der DDR 
angedroht. In der VRB kann die Zwangsansiedlung in eine 
Freiheitsstrafe umgewandelt werden, wenn der Verurteilte 
ohne triftigen Grund nicht arbeitet, wobei 3 Tage Zwangs
ansiedlung 1 Tag Freiheitsstrafe entsprechen. In der CSSR 
ist die Bestrafung wegen Vereitelung des Vollzugs einer amt
lichen Entscheidung möglich (Gesetz über Vergehen Nr. 150/ 
1969), und in der DDR kann eine Bestrafung nach § 238 StGB 
erfolgen oder der Vollzug der mit der Verurteilung auf Be
währung angedrohten Freiheitsstrafe angeordnet werden (§ 35 
Abs. 4 Ziff. 4 StGB).

Verbot von Tätigkeiten und Entzug von Rechten

Tätigkeits- und Berufsverbote können ausgesprochen werden
— als Zusatzstrafe in der UdSSR (Art. 26 GStG), in der 

VRP (Art 38, 42, 75 StGB), in der UVR (§§ 56 bis 59 StGB), 
in der SRR (Art. 64 StGB) und in der DDR (§ 53 StGB);

— als selbständige Strafe oder neben einer anderen Strafe in 
der CSSR (§§ 49, 50 StGB) und in der VRB (Art. 49 bis 51 
StGB), wobei in der CSSR diese Strafe als selbständige 
Strafe nur dann angewendet werden kann, wenn sie im 
Gesetz angedroht und der Ausspruch einer anderen Strafe 
nicht erforderlich ist;

— anstelle einer anderen Strafe in der UVR (Art. 88 StGB) so
wie in der VRP (Art. 55 StGB). Die Voraussetzungen des 
Ausspruchs dieser Verbote in der UVR sind mit denen der 
Aufenthaltsbeschränkung (s. o.) identisch. In der VRP darf 
der Ausspruch anstelle einer anderen Strafe nur erfolgen, 
wenn für die Straftat Freiheitsstrafe mit einer Unter
grenze nicht über 3 Monate angedroht ist und keine hö
here Freiheitsstrafe als 6 Monate in Betracht kommt oder 
wenn Geldstrafe bzw. Freiheitsbeschränkung angedroht


